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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 130/10 B 
 
L 8 U 4636/08 (LSG Baden-Württemberg) 
S 2 U 3480/07 (SG Ulm) 
 
 
 
....................................... 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………, 
 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 29/30, 10715 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. August 2010 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z     

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im 

Beschluss des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 18. März 2010 

wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG den geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels 

nicht hinreichend bezeichnet. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. Nach dem Sinn und Zweck dieser Vorschrift ist das Übergehen 

eines Beweisantrags nur dann ein Verfahrensmangel, wenn das LSG vor seiner Entscheidung 

darauf hingewiesen wurde, dass der Beteiligte die Amtsermittlungspflicht des Gerichts noch 

nicht als erfüllt ansieht. Das gilt auch in den Verfahren, in denen der Kläger vor dem LSG nicht 

rechtskundig vertreten war. Zwar sind in einem solchen Fall weniger strenge Anforderungen an 

die Form und den Inhalt eines Beweisantrags zu stellen. Auch ein unvertretener Kläger muss 

aber dem Gericht deutlich machen, dass er noch Aufklärungsbedarf sieht. Er hat zumindest 

darzustellen, wann und wie er dem LSG gegenüber den aus seiner Sicht noch notwendigen 

Aufklärungsbedarf geltend gemacht hat und über welche Tatsachen im Einzelnen Beweis 

erhoben werden sollte (BSG vom 28.7.2009 - B 2 U 97/09 B). Dem ist mit dem Vorbringen des 

Klägers, Dr. B.     habe sich auf fehlerhafte Angaben von Dr. H.       gestützt, nicht genüge 

getan. 

 

Abgesehen davon geht aus der Beschwerdebegründung nicht hervor, an welcher Stelle das 

LSG von fehlerhaften Annahmen durch Dr. B.       ausgegangen sein soll. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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